
Nordenham, den 13. Juli 2018 

 

An den Landesparteitag 

des Landesverbandes Niedersachsen 

der Partei DIE LINKE. 

 

Satzungsändernder Antrag  

zum Verfahren bei Koalitions- und Tolerierungsverhandlungen 

Antragssteller: KV Wesermarsch, OV Nordenham, Leon Weiß 

 

Der Landesparteitag möge beschließen: 

§ 4 (alte Fassung) bzw. § 3 (Vorschläge) Abs. 2g der Landesverbandssatzung wird von 

 

„(2) Zu [den Aufgaben des Landesparteitages] gehört insbesondere: 

g. die Entscheidung über die Beteiligung an oder Tolerierung der Landesregierung“ 

in 

„(2) Zu [den Aufgaben des Landesparteitages] gehört insbesondere: 

g. die Entscheidung über die Aufnahme von Sondierungs- und Koalitionsgesprächen sowie über 

die Aufnahme von Gesprächen über eine Tolerierung auf Landesebene“ 

geändert. 

§ 17 (alte Fassung) bzw. § 19 (Vorschläge) Abs. 2 d der Landesverbandssatzung wird von 

 

„(2) Eine Urabstimmung erfolgt  

d. bei der Frage über die Beteiligung an Koalitionen und die Tolerierung von Minderheitsregierungen 

auf Landesebene.“ 

in 

„(2) Eine Urabstimmung erfolgt  

d. bei der Frage über die Beteiligung an Koalitionen und die Tolerierung von Minderheitsregierungen 

auf Landesebene, nachdem ein Koalitions- oder ein Tolerierungsvertrag ausgehandelt wurde.“ 

geändert. 

Begründung: 

Das bisherige in der Satzung geregelte Verfahren weist Widersprüche auf. Einerseits heißt es, dass 

der Landesparteitag über Koalitionen und Tolerierungen auf der Landesebene entscheidet, 

andererseits soll eine Urabstimmung zu diesen Fragen durchgeführt werden. Unser Vorschlag 

beseitigt diese Unklarheit und sieht vor, dass im Falle möglicher Aufnahmen von Koalitions- oder 

Tolerierungsgesprächen zunächst der Landesparteitag entscheiden muss, ob überhaupt Gespräche 

aufgenommen werden. Sollte dann ein Koalitions- oder Tolerierungsvertrag ausgehandelt worden 

sein, würden alle Mitglieder in Niedersachsen über das Verhandlungsergebnis und über die Frage, ob 

eine Koalition oder Tolerierung eingegangen wird, in einer Urabstimmung darüber abstimmen.  

Eine weitere Begründung erfolgt mündlich. Wir bitten um Annahme des Antrages. 


